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Rede

der FDP/DVP-Landesvorsitzenden

Birgit Homburger, MdB

anlässlich 140 Jahre Dreikönigstreffen 

der FDP/DVP Baden-Württemberg 

am 6. Januar 2006 in Stuttgart
Sperrfrist: Redebeginn.

Es gilt das gesprochene Wort.

Sehr geehrte Damen und Herren,

heute vor 140 Jahren trafen sich in Stuttgart zum ersten Mal liberale, freiheitlich gesinnte Menschen zum ersten Dreikönigstreffen. 

Das war zu einer Zeit, die scheinbar in vielen Dingen so anders war als die heutige. Die Zeit war zwar eine andere, das Ziel aber das gleiche wie heute: Mehr Freiheit vor dem Staat, mehr Vertrauen in die Bürger, mehr Möglichkeiten für mehr Menschen.

Wir feiern heute aber auch den 60. Jahrestag der Neugründung der Demokratischen Volkspartei (DVP). In seiner Rede zum Festakt des 100. Geburtstags der "Volkspartei" sagte Reinhold Maier am Dreikönigstag 1964 hier im Staatstheater: "Es ist kein Geheimnis, daß die Hinzufügung Demokratische Volkspartei an den Namen der FDP nach deren Gründung und unserem Anschluß an sie gewisse Schwierigkeiten gebracht hat. Wir sind bei der Volkspartei geblieben nicht aus Rechthaberei, …, aber etwas aus Liebe und Verehrung für die Männer, welche das Erbe der 48er Demokraten aufnahmen …"

Ich erinnere mich an eine Auseinandersetzung auf dem Dreikönigsparteitag vor 2 Jahren über die Frage, ob der Namenszusatz noch zeitgemäß sei. Diejenigen, die für eine Streichung plädierten, warfen der anderen Seite das Festhalten an etwas Überkommenem vor. Eine Diskussion, die den Schilderungen Reinhold Maiers zufolge, genauso schon 1948 stattgefunden hat. Damals wie heute setzten sich diejenigen durch, die die FDP in der Tradition der Demokratischen Volkspartei sehen. Deshalb heißt die FDP Baden-Württemberg bis zum heutigen Tage FDP/DVP und auch unsere Landtagsfraktion trägt nach wie vor selbstbewußt diesen Namen.

Reinhold Maier sagte in seiner Dreikönigsrede 1964: "Die Entwicklung gab uns recht. Jeder will heute Volkspartei sein. Wir aber waren es immer und sind es heute!"

Er erläuterte, daß aus seiner Sicht der Staat von der Arbeit und  Mühsal, also von der Leistung seiner Bürger lebe. Und er beschreibt die Situation in den Nachkriegsjahren, in denen unsere Großmütter und Großväter, unsere Mütter und Väter, unter für uns, an den Wohlstand gewöhnte Generationen, unvorstellbar ärmlichen Verhältnissen den Aufbau unseres Landes geschafft haben. "Unsere Menschen haben es geschafft!" rief Reinhold Maier damals aus und ließ keinen Zweifel daran, daß es Menschen sind, die den Wiederaufbau und Aufschwung schaffen können und nicht der Staat oder eine Partei und genau um diese müsse man sich kümmern.

Ich kann mir heute nicht mehr vorstellen, wie mühselig und entbehrungsreich es 1934 für meinen Großvater gewesen sein muß, seine Schreinerei zu gründen, die bis heute von meiner Familie weitergeführt wird. Und wie ungleich schwerer es nach Rückkehr aus Krieg und Gefangenschaft gewesen sein muß, daran anzuknüpfen und unter widrigen Umständen eine wirtschaftliche Existenz für seine Familie aufzubauen, die durch immer neue Anstrengung den Grundstock für die soziale Absicherung und für Wohlstand schuf.

"Im Remstal treffen wir allenthalben auf das Bild von Frauen und Männern, welche in erster Linie sich auf sich selbst stellen, sich selbst helfen wollen, es auch können. Unsere Bürger, unsere Bauern, auch unsere Arbeiter trauen sich zu , selbst mit dem Leben fertig zu werden, …" sagte Reinhold Maier in seiner berühmt gewordenen Rede zur "Remstalpolitik" 1959, die für mich nichts weniger skizziert als die liberale Gesellschaftsauffassung.

An diese Tradition knüpft die FDP/DVP Baden-Württemberg an. Unser Bundesland stünde im Vergleich zu anderen Bundesländern nicht so gut da, gäbe es hier nicht immer noch überdurchschnittlich viele Bürger, denen bewusst ist, daß ein freier Bürger nur aus eigener Anstrengung ein freier Bürger ist. Menschen, die in der Tradition ihrer Vorfahren stehen und wissen, daß Freiheit immer auch Verantwortung ist.

Verantwortung für sich und für andere zu übernehmen. Genau das fordert die FDP/DVP Baden-Württemberg ein. Wir wenden uns an diejenigen in unserem Lande, die nicht nur nach dem Staat rufen, sondern bereit sind, durch eigene Anstrengung etwas zu erreichen. 

Wir sind bereit, jede Anstrengung zu bringen, um durch Aufgabenabbau eine Haushaltskonsolidierung zu erreichen, um auch zukünftigen Generationen wieder politische Gestaltungsmöglichkeiten zu schaffen.

Wir sind bereit, jede Anstrengung zu bringen, um durch noch bessere Bildungschancen die Zukunftschancen der Kinder und Jugendlichen in diesem Land weiter zu verbessern.

Wir sind bereit, jede Anstrengung zu bringen, um bessere Rahmenbedingungen für Arbeit in unserem Land zu schaffen.

Wir sind bereit, jede Anstrengung zu bringen, um die Bürgerrechte gegenüber dem Staat zu verteidigen.

Wir werden es aber nur dann schaffen, wenn die Menschen in diesem Land erkennen, daß jede/r im Rahmen seiner Möglichkeiten auch  einen eigenen Beitrag leisten muß.

Was bedeutet diese Aufgabenteilung zwischen Bürger und Staat für den Bereich der Haushaltskonsolidierung?

Es heißt für die FDP/DVP, daß die Politik im Land mit gutem Beispiel vorangehen muß. Deshalb wollen wir mindestens ein Ministerium nach der Wahl einsparen. Wir wollen in Baden-Württemberg klare Zielvorgaben vereinbaren. Das bedeutet

die Festlegung, daß wir jährlich mindestens ein Prozent der Personalstellen in der Landesverwaltung einsparen wollen. Das ist unerlässlich, wenn man weiß, daß der Personaletat im Landeshaushalt  rund 41 % einnimmt. Es bedeutet weiterhin, den Anstieg der Kosten im Landeshaushalt auf unter 1 % jährlich zu begrenzen und das Ziel der Nettoneuverschuldung nicht aufzugeben, sondern bis 2011 erreichen zu wollen.

Wir Liberale sind bereit, dies in verbindlichen Zielen festzulegen und in der Gesamtverantwortung des Kabinetts für deren Erreichung einzustehen und dafür auch einen Leistungslohn für die Minister einzuführen. Werden die von der Koalition gesetzten Ziele erreicht, sollen alle Minister ihr Gehalt voll erhalten. Werden die Ziele verfehlt, sollen die Minister einen Gehaltsabschlag hinnehmen müssen. Mit diesem Vorschlag unterstreichen wir Liberalen die Ernsthaftigkeit unserer Forderungen.

Nur wenn die Politik bereit ist für Veränderungen, werden es auch die Bürger sein. Alte Gewohnheiten müssen auf den Prüfstand, wenn wir den Haushalt konsolidieren wollen. Da werden manche Einrichtungen privatisiert und umstrukturiert werden, um den nächsten Generationen wieder finanziellen Gestaltungsspielraum zu geben. Das braucht aber auch die Unterstützung der Bürgerinnen und Bürger, die bereit sein müssen, diese Veränderungen mitzutragen.

Und wie sieht die Aufgabenteilung zwischen Bürgern und Staat bei der Bildung aus?

Das heißt, daß wir die Ergebnisse von PISA-, IGLU- und OECD-Studie ernst nehmen und die neuesten wissenschaftlichen Erkenntnisse 

in eine Verbesserung der Bildungspolitik in Baden-Württemberg umsetzen. Das beginnt bei einer Verbesserung der frühkindlichen Bildung. Dafür brauchen wir verpflichtende Sprachdiagnosetests für alle Kinder im Alter zwischen 3 und 4 Jahren und daran anschließende Fördermaßnahmen bei Defiziten. Das bedeutet, daß Kinderbetreuungseinrichtungen flächendeckend als erste wichtige Bildungseinrichtung verstanden und Bildungsstandards festgelegt werden müssen.

Gleichzeitig erfordert dies die Bereitschaft der Gesellschaft, selbst die nötigen Anstrengungen zu unternehmen, um Kindern bestmögliche Startvoraussetzungen zu geben. 

Immer mehr Kinder bringen von zu Hause nicht einmal mehr kulturelle Grundfertigkeiten mit. Familien müssen erkennen, daß Essen mehr ist als Nahrungsaufnahme. Es ist das Erlernen kultureller Umgangsformen ebenso wie ein Ort familiärer Kommunikation.

Aber nicht nur die Eltern/Familien sind gefordert. Bei dieser Frage steht die Einstellung unserer gesamten Gesellschaft zu Kindern auf dem Prüfstand. Wenn spielende Kinder vor allem ein Störfaktor sind und kinderreiche Familien schlechter eine Wohnung finden als Alleinlebende mit noch so exotischen Haustieren, dann läuft etwas verkehrt.

Wie können Bürger und Staat bei besseren Rahmenbedingungen für mehr Arbeit zusammenwirken?

Das heißt, daß wir auf Landesebene weiter alles tun, um durch eine entsprechende Wirtschaftspolitik Handwerk, Mittelstand und freie Berufe zu stärken. Sie schaffen den größten Teil der Arbeits- und Ausbildungsplätze. Deshalb wehren wir uns gegen weitere Zusatzbelastungen, wie sie die Bundesregierung z.B. mit der Mehrwertsteuererhöhung vorsieht. 

Gleichzeitig erfordert dies von der Gesellschaft eine Verabschiedung aus der Vollkaskomentalität und die Bereitschaft, Risiko einzugehen. Daß immer mehr junge Menschen nach ihrer Ausbildung dieses Land verlassen, daß wir eine ganze Generation junger Forscher ins Ausland verlieren, zeigt zweierlei: 

Es gibt eine hohe individuelle Risikobereitschaft. Offenbar sehen aber viele im eigenen Land für sich keine Perspektive. Deshalb gehen sie lieber ohne Netz und doppelten Boden ins Ausland. Risiko und Chance sind zwei Seiten derselben Medaille. Deshalb müssen wir auch durch entsprechende gesetzliche Rahmenbedingungen Chancen für junge Forscher in Deutschland schaffen.

Stattdessen schwankt unsere Gesellschaft zwischen Häme und Neid. Was fehlt ist das gesunde Mittelmaß einer Wagnis- und Anerkennungskultur.

Wie sozial eine Gesellschaft ist, zeigt sich nicht daran, wie viele Gesetze und Vorschriften sie hat, sondern daran, wie wir mit den kranken, älteren und pflegebedürftigen oder auch mit behinderten Menschen in unserer Gesellschaft umgehen.

Der Abbau von Bürokratie hat nicht nur finanzielle Bedeutung. Immer öfter wird dies auch zu einer Frage der Menschlichkeit. Beispielsweise im Bereich der Gesundheits- und Pflegepolitik. Immer öfter klagen Ärzte, Pfleger und Patienten gleichermaßen über einen überbordenden Dokumentationsaufwand, der zeitraubend ist, aber keinerlei Verbesserung bei der Versorgung bringt.

Die Menschen, nicht die Vorschriften müssen im Mittelpunkt stehen. Wir brauchen nicht noch mehr Vorschriften, sondern wieder mehr Zeit für Zuwendung. 

Nach unserer Vorstellung ist der Arzt für die Patienten da und die Krankenschwester hilft den Kranken. Sie sind keine Sachbearbeiter für die Selbstverwirklichungs-Bürokratie einer Gesundheitsministerin.

Auch deshalb bleibt der Bürokratieabbau auf allen Ebenen für uns eine Daueraufgabe. 

Individuelle Freiheit und Verantwortung, konsequente Marktwirtschaft und effizienter Rechtstaat, Leistungsorientierung und praktizierter Bürgersinn, Weltoffenheit und Toleranz sind für uns Liberale Werte, ohne die keine humane Gesellschaft auskommen kann.

Auf diese Werte müssen wir uns besinnen. 

Wo stünden wir heute, wenn die Männer und Frauen nach dem Kriege, angesichts der Zerstörung unseres Landes darauf gewartet hätten, daß es schon jemanden gibt, der das alles in Ordnung bringt. Jemand, der das alles wieder aufbaut?

Wir setzen auf die Menschen, die mit ihrer Arbeit etwas "schaffen" wollen. Menschen, die, egal ob Arbeiter, Angestellte oder Selbständige anpacken und daran arbeiten, ihre eigene Situation zu verbessern und den Wohlstand der Gesellschaft zu mehren. Männer und Frauen, die nicht zuerst nach dem Staat fragen oder danach, was die Gesellschaft für sie tun kann, sondern wissen, daß sie selbst eine Verantwortung für die Zukunft haben. 

An diese Menschen wenden wir uns. Auf diese Bürger setzen wir, wenn es darum geht, eine gesellschaftliche Diskussion über die Verantwortung des Einzelnen anzustoßen. Jede Einzelne/jeder Einzelne kann dazu einen zentralen Beitrag leisten. Jeder an seinem Platz und jeder im Rahmen seiner Fähigkeiten. In diesem Sinne steht die FDP Baden-Württemberg in der Tradition der DVP.

"Tradition ist nicht das Bewahren der Asche, sondern das Schüren der Flamme, " wie Jean Jaurès, ein französischer Sozialist einst formulierte.

Theodor Heuss sagte auf dem Gründungsparteitag der FDP in Heppenheim 1948: "Wir wollen uns zusammenfinden als ein Gesinnungsverband, der sich gebunden fühlt durch ein ebenso einfaches wie verwegenes Wort, nämlich, es sind hier Menschen, Männer und Frauen zusammengekommen, die von dem und in dem Glauben an die Freiheit der Menschen leben. …Wir wollen den Begriff der Freiheit nicht als das Thema einer Festtagsrede nehmen, sondern auffassen als eine Angelegenheit der Menschenwürde. Der Mensch hat seine Würde dadurch, daß er ein freier Mensch ist."

In diesem Sinne geht es darum, in unserer Gesellschaft die Flamme der Freiheit neu zu entzünden.

Am 26. März haben Sie dafür nur eine Stimme. 

Wenn Sie einen kraftvollen Aufbruch für mehr Freiheit wollen, dann unterstützen Sie die FDP/DVP.

18

